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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im August 2020 machte die NZZ am Sonntag ein bisher geheimes Abkommen mit China
publik, gegen das sich in der Folge Widerstand in der Schweizer Politik regte. Aufgrund
des Abkommens wurde die Anwesenheit chinesischer Sicherheitsbeamtinnen und
-beamter in der Schweiz durch den Bundesrat geduldet; und dies ohne dass das
Abkommen vorgängig dem Parlament zur Konsultation vorgelegen hatte. Gemäss Tages-
Anzeiger erlaube das Abkommen die Ermittlung der Nationalität und Identität
chinesischer Staatsbürgerinnen und Staatsbürger durch die chinesischen
Sicherheitsbehörden in der Schweiz, sofern sich Erstere illegal im Land aufhielten. Das
2015 abgeschlossene Abkommen sei gemäss NZZ am Sonntag derart geheim gewesen,
dass selbst Mitglieder der aussenpolitischen Kommissionen keine Kenntnisse davon
gehabt hätten. Mitglieder des Nationalrats von links bis rechts empörten sich nach
Bekanntwerden über diese Praxis und verlangten teilweise die Kündigung des
Abkommens. Staatssekretär Gattiker verteidigte das Vorgehen des SEM, da solche
Abkommen Standard und für die Schweiz unverzichtbar seien. Die chinesischen
Beamtinnen und Beamten kämen nur auf Einladung in die Schweiz, zudem habe man
seit Inkrafttreten des Abkommens nur 43 Personen nach China zurückgeschafft.
Nachdem Gattiker im August 2020 der APK-NR Rede und Antwort gestanden hatte,
erklärte Tiana Moser (glp, ZH), dass zwar gewisse Vorbehalte ausgeräumt worden seien,
die Debatte über die Verlängerung des Abkommens aber noch nicht abgeschlossen sei.

Im November 2020 reichte dann der Kanton Genf eine Standesinitiative ein, die sich
gegen das «demokratieunwürdige Abkommen mit China» richtete. Gestützt auf die
Verfassung, die EMRK und den UNO-Pakt II zu den bürgerlichen und politischen
Rechten forderte der Kanton von der Bundesversammlung Massnahmen, um
Minderheiten wie die uigurische Gemeinschaft in der Schweiz vor Überwachung und
Einschüchterung durch den chinesischen Staat zu schützen. Zudem müsse in der
Schweiz auch die freie Meinungsäusserung in Bezug auf die Lage in Xinjiang und Ost-
Turkestan sowie die Menschenrechtslage in China garantiert werden.  Die chinesischen
Beamtinnen und Beamten hätten durch das Abkommen – ohne einen offiziellen Status
zu besitzen – während zwei Wochen die Möglichkeit gehabt, Nachforschungen und
Befragungen über chinesische Staatsangehörige anzustellen, so der in der Initiative
formulierte Vorwurf. Zudem hätten diese Beamtinnen und Beamten oft chinesische
Bürgerinnen und Bürger identifiziert, worauf deren Rückschaffung nach China
veranlasst worden sei. Diese Praxis käme laut Initiativtext einer «Verletzung der
Schweizer Verpflichtungen gegenüber der internationalen Gemeinschaft» gleich, da
dadurch bestimmte Minderheiten ungestraft unterdrückt und überwacht würden. Der
Kanton Genf forderte, dass die Verlängerung dieses Abkommens an konkrete
Bedingungen geknüpft werden müsse, um die humanistische Tradition der Schweiz zu
schützen. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.11.2020
AMANDO AMMANN

In der Sommersession 2021 beschäftigte sich die kleine Kammer mit einer
Standesinitiative des Kantons Genf zu den «schweizerisch-chinesischen
Beziehungen». Im Vorfeld der Session hatte die SPK-SR mit 10 zu 3 Stimmen die
Ablehnung der Initiative beantragt, da sie die technische Vereinbarung mit den
chinesischen Migrationsbehörden für unproblematisch befand und diese zudem im
Dezember 2020 ohne geplante Verlängerung ausgelaufen sei. Die Kommission hielt in
ihrem Bericht fest, dass das fragliche Abkommen in keiner Weise die Überwachung von
Personen durch chinesische Beamtinnen und Beamte in der Schweiz erlaube. Darüber
hinaus würden nur Personen befragt, denen bei der Rückkehr nach China keine
Verfolgung drohe, weshalb der Schutz der Opfer von politischer Verfolgung gesichert
sei. Kommissionssprecher Caroni (fdp, AR) legte im Ständerat zudem dar, dass die
Schweiz über sechzig derartige Vereinbarungen abgeschlossen habe und diese auch
nicht geheim seien, sondern «ungeschickterweise» nicht in der Amtlichen Sammlung
aufgeführt werden. Da die Hauptforderung der Standesinitiative die Nichtverlängerung
der Vereinbarung war, erachtete Caroni diese als erfüllt. 
Auch in den Augen der Genfer Ständerätin Lisa Mazzone (gp, GE) war die Initiative
bereits erfüllt. Sie zeigte sich jedoch über die andauernde Überwachung chinesischer
Minderheiten durch chinesische Sicherheitsbeamtinnen und -beamte besorgt und
forderte, dass sich die SIK-SR ebenfalls mit dieser Problematik befassen müsse. Der

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
AMANDO AMMANN
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Ständerat gab der Standesinitiative keine Folge. 2

Die Standesinitiative des Kantons Genf, welche ein schweizerisch-chinesisches
Abkommen über die Erlaubnis von Nachforschungen chinesischer Behörden in der
Schweiz kritisierte und den Schutz von chinesischen Staatsangehörigen in der Schweiz
forderte, kam in der Herbstsession 2021 in den Nationalrat. Dieser gab der Vorlage
stillschweigend keine Folge. Die SPK-NR hatte dem Rat im Vorfeld in ihrem Bericht mit
16 zu 8 Stimmen ebendies beantragt. Zwar befürwortete die Kommission das
Initiativanliegen grundsätzlich, sie erachtete den Inhalt jedoch als zu symbolisch. Die
rechtsstaatlichen Prinzipien der Schweiz würden die Überwachung chinesischer
Minderheiten bereits verbieten und auch die freie Meinungsäusserung sei zur Genüge
geschützt. Eine allfällige Verlängerung des Administrativabkommens mit den
chinesischen Migrationsbehörden liege zudem in der Verantwortung des Bundesrats,
wobei die Aussenpolitischen Kommissionen bis anhin nicht über derartige Pläne
informiert worden seien, schloss die Kommission ihre Erwägungen. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 23.09.2021
AMANDO AMMANN

1) Kt. Iv. 20.338; LT, TA, 24.8.20; TA, 26.8.20; LT, Lib, 27.8.20; TA, 8.9., 6.10.20; LT, 12.10.20; TA, 14.10.20; WW, 15.10.20; LT,
19.10.20
2) AB SR, 2021, S. 664; Bericht SPK-SR vom 26.04.21
3) AB NR, 2021, S. 1871; Bericht SPK-NR vom 3.9.21
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